
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sevim Dağdelen, Brigitte Freihold, 
Dr. Alexander S. Neu, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 19/27798 –

Kosten für und durch in Deutschland stationierte NATO-Streitkräfte

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Grundlage für einen dauerhaften Aufenthalt ausländischer Stationierungs-
streitkräfte in Deutschland war mit dem „Vertrag über den Aufenthalt aus-
ländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland“ vom 23. Oktober 
1954 (Aufenthaltsvertrag) geschaffen worden. Vertragspartner waren die 
Bundesrepublik Deutschland sowie Belgien, Dänemark, Frankreich, Kanada, 
Luxemburg, die Niederlande, das Vereinigte Königreich von Großbritannien 
und Nordirland sowie die Vereinigten Staaten von Amerika (https://www.aus
waertiges-amt.de/de/aussenpolitik/themen/internationales-recht/truppenstation
ierungsrecht/217066). Im Jahr 2018 waren in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 36 000 Soldaten der Vertragspartner des Aufenthaltsvertrages stationiert 
(Antwort zu Frage 31 auf Bundestagsdrucksache 19/12356).

Während die Anzahl der Soldatinnen und Soldaten ausländischer Streitkräfte, 
die sich auf Grundlage des Aufenthaltsvertrages in Deutschland aufhalten, 
statistisch erfasst wird, ist dies bei Soldatinnen und Soldaten, die sich vorüber-
gehend in Deutschland aufhalten, nicht der Fall (https://www.bundeswehr-jour
nal.de/2019/auslaendische-streitkraefte-auf-deutschem-boden/). Denn neben 
der vertraglichen Einräumung des Rechts zur dauerhaften Stationierung kann 
die Bundesregierung erforderlichenfalls dem vorübergehenden Aufenthalt aus-
ländischer Streitkräfte im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland, 
z. B. zum Zwecke gemeinsamer Übungen mit Verbänden der Bundeswehr,
im Einzelfall zustimmen (https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/t
hemen/internationales-recht/truppenstationierungsrecht/217066).

Der ehemalige US-Präsident Donald Trump hatte 2020 angekündigt, 12 000 
amerikanische Soldatinnen und Soldaten aus Deutschland abzuziehen, etwa 
ein Drittel aller noch in der Bundesrepublik stationierten Soldatinnen und 
Soldaten. Trump hatte den Teilabzug unter anderem mit vermeintlich zu ge-
ringen Verteidigungsausgaben Deutschlands begründet. Dies hätte vor allem 
drei Standorte in Baden-Württemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz getroffen 
(dpa vom 29. Juli 2020). Dass bereits in Donald Trumps Amtszeit mit der 
Umsetzung begonnen wurde, verhinderte ein gegen den Willen des Präsi-
denten verabschiedetes Gesetzespaket zum Verteidigungshaushalt (dpa vom 
5. Februar 2021).
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Der neue US-Präsident Joe Biden hatte am 4. Februar 2021 erklärt, dass der 
Teilabzug des US-Militärs aus Deutschland vorerst gestoppt wird, bis die 
angeordnete Überprüfung der weltweiten Aufstellung des US-Militärs und der 
Stationierung von US-Soldaten abgeschlossen ist. Das soll bis Mitte des 
Jahres der Fall sein (dpa vom 5. Februar 2021).

Die Kosten für die Stationierung ihrer Truppen tragen die Partnernationen des 
Aufenthaltsvertrages in Deutschland grundsätzlich selbst. Das betrifft neben 
Sold und Bezügen für die Militärangehörigen sowie das „zivile Gefolge“ 
(gemäß NATO-Abkommen vom 19. Juni 1954) grundsätzlich auch die Kosten 
für deren Unterbringung und Versorgung, für erforderliche Baumaßnahmen, 
für den Betrieb und die Unterhaltung der von ihnen genutzten Liegenschaften 
sowie für Löhne bzw. Gehälter der zivilen Arbeitskräfte.

Allerdings übernimmt die Bundesrepublik Deutschland Kosten zur Durchfüh-
rung von Baumaßnahmen sowie bestimmte sogenannte Verteidigungsfolge-
kosten. Dazu gehören unter anderem Ausgaben für Unterstützungsleistungen 
an zivile Arbeitskräfte der Entsendestaaten, die infolge des Truppenabbaus 
freigesetzt worden sind, bestimmte Aufwendungen wie z. B. Grundsteuer und 
Abgaben, für die von den Streitkräften im Bundesgebiet genutzten Liegen-
schaften, Zahlungen für die Abgeltung von Schäden, die in Ausübung des 
Dienstes entstanden sind (Artikel VIII Absatz 5 des NATO-Truppenstatuts 
(NTS)) sowie die Erstattung von Restwerten (Vermögenswerten), die die 
Streitkräfte auf den von ihnen freigegebenen Liegenschaften mit eigenen Mit-
teln (Heimatmitteln) geschaffen haben. Von 2012 bis 2018 belief sich die 
Summe auf mehr als 760 Mio. Euro. Dabei entstanden für die Beteiligung der 
Bundesrepublik Deutschland für Baumaßnahmen der NATO-Streitkräfte 
zwischen 2012 und 2018 Kosten in Höhe von ca. 404 Mio. Euro und bei der 
Stationierung der NATO-Kräfte in Höhe von ca. 356 Mio. Euro (Antwort zu 
Frage 23 auf Bundestagsdrucksache 19/12356).

Im vergangenen Jahr sind die Kosten für den Aufenthalt ausländischer Trup-
pen in Deutschland auf 48,3 Mio. Euro gestiegen. Das sind 8,2 Mio. Euro 
mehr als im Jahr zuvor. Mehr sogenannte Verteidigungsfolgekosten wurden 
im Zusammenhang mit britischen, niederländischen und auch kanadischen 
Streitkräften verzeichnet, während es bei den US-Streitkräften einen leichten 
Rückgang gab. Insgesamt betrachtet gingen auch Ausgaben für Bauprojekte – 
ein zweiter Posten – von noch 56,7 Mio. Euro im Jahr 2019 auf 50,6 Mio. 
Euro im vergangenen Jahr zurück (Schriftliche Frage 5 auf Bundestagsdruck-
sache 19/27332).

1. Wie viele Soldatinnen und Soldaten der Vertragspartner des Vertrages über 
den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Oktober 1954 (Aufenthaltsvertrag) waren 2019 und 2020 in 
der Bundesrepublik Deutschland stationiert (bitte getrennt nach Jahren die 
Truppenstärke der Vertragspartnernationen auflisten)?

Die Zahlenangaben zur Beantwortung der Fragen 1 und 2 wurden bei den Bot-
schaften der Vertragsnationen erfragt und können durch die Bundesregierung 
nicht überprüft oder evaluiert werden.
Nach Auskunft der jeweiligen Militärattachés in den Botschaften der Vertrags-
nationen waren aufgrund des Vertrages über den Aufenthalt ausländischer 
Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 2019 und 2020 
folgende ausländische Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland statio-
niert:
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2019 2020
USA 35.665 35.883
GBR      *    342
FRA    559    562
NLD      *    561
BEL     93     80
CAN    110      *
Gesamt:   36.427**    37.428***

* Daten liegen nicht vor
** ohne GBR/NLD
*** ohne CAN

 2. Wie verteilten sich die in Deutschland stationierten Soldatinnen und 
Soldaten der Vertragspartnernationen des Aufenthaltsvertrages 2019 und 
2020 auf die Bundesländer (bitte entsprechend der Jahre auflisten)?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.
Danach beruhen auch die nachfolgenden Angaben auf den erfragten Auskünf-
ten der jeweiligen Militärattachés in den Botschaften der Vertragsnationen.

Bundesland 2019* 2020**
Baden-Württemberg BEL: 3

FRA: 382
USA: 3.036

BEL: 3
FRA: 375
NLD: 17
USA: 2.336

Bayern BEL: 2
CAN: 6
FRA: 5
USA: 11.689

BEL: 2
FRA: 9
NLD: 17
USA: 11.711

Berlin FRA: 12 FRA: 12
NLD: 5
USA: 12

Brandenburg FRA: 3 FRA: 3
NLD: 3

Bremen – USA: 61
Hamburg BEL: 1

CAN: 2
FRA: 9

BEL: 1
FRA: 9
NLD: 5

Hessen CAN: 1
FRA: 1
USA: 2.471

NLD: 12
USA: 2.970

Mecklenburg-Vorpommern – FRA: 1
NLD: 1

Niedersachsen FRA: 48 FRA: 50
NLD: 123

Nordrhein-Westfalen BEL: 70
CAN: 86
FRA: 31

BEL: 58
FRA: 34
GBR: 224
NLD: 328
USA: 423
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Bundesland 2019* 2020**
Rheinland-Pfalz BEL: 17

CAN: 15
FRA: 59
USA: 18.459

BEL; 16
FRA: 59
GBR: 118
NLD: 46
USA: 18.370

Saarland – –
Sachsen FRA: 2 FRA: 2
Sachsen-Anhalt – –
Schleswig-Holstein FRA: 7 FRA: 8

NLD: 4
Thüringen – –

* Daten für GBR und NLD liegen nicht vor
** Daten für CAN liegen nicht vor

 3. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, worin die von 2019 
auf 2020 stark gestiegenen sogenannten Verteidigungsfolgekosten der 
britischen Streitkräfte von 9 Mio. Euro auf 19 Mio. Euro begründet sind 
(Antwort auf die Schriftliche Frage 5 der Abgeordneten Sevim Dağdelen 
auf Bundestagsdrucksache 19/27332)?

Die Kostensteigerung (rund 10,1 Mio. Euro) ist Folge der Abwicklung der 
britischen Truppenreduzierung der Vorjahre. So wurde im Jahr 2020 zur Ab-
geltung von Restwert- und Entschädigungsansprüchen auf Grundlage einer Ver-
einbarung aus dem Jahr 2015 ein Betrag über rund 8,3 Mio. Euro zur Zahlung 
fällig. Hinzu kamen höhere Ausgaben für Überbrückungsbeihilfen nach dem 
Tarifvertrag zur sozialen Sicherung an zivile Arbeitskräfte bei den britischen 
Streitkräften, die aufgrund der Truppenreduzierung ihren Arbeitsplatz verloren 
haben, in Höhe von rund 1,8 Mio. Euro.

 4. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, worin die von 2019 
auf 2020 gestiegenen sogenannten Verteidigungsfolgekosten der nieder-
ländischen und kanadischen Streitkräfte begründet sind (Antwort auf die 
Schriftliche Frage 5 der Abgeordneten Sevim Dağdelen auf Bundestags-
drucksache 19/27332)?

Die Verteidigungsfolgekosten unterliegen jährlichen Schwankungen, die u. a. 
auch von der Anzahl und dem Umfang eingetretener Schadensfälle abhängen. 
Die in der Frage angesprochene Kostensteigerung bei den niederländischen und 
kanadischen Streitkräften ist auf die Abwicklung in den Vorjahren eingetretener 
Schäden zurückzuführen.

 5. Welche Vertragspartnernationen fallen unter „sonstige Streitkräfte“ be-
zogen auf die sogenannten Verteidigungsfolgekosten (Antwort auf die 
Schriftliche Frage 5 der Abgeordneten Sevim Dağdelen auf Bundestags-
drucksache 19/27332)?

Als Vertragspartner des Aufenthaltsvertrags sind unter den hier genannten 
„sonstigen Streitkräften“ die Streitkräfte des Königreichs Dänemark erfasst.
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 6. Liegen für 2020 bereits die Ist-Kosten für die Durchführung von Bau-
maßnahmen für und durch in Deutschland stationierte Truppen der Ver-
tragspartner des Aufenthaltsvertrages vor (wenn ja, bitte entsprechend 
der Jahre für die einzelnen Vertragspartnernationen getrennt aufführen; 
Antwort auf die Schriftliche Frage 5 der Abgeordneten Sevim Dağdelen 
auf Bundestagsdrucksache 19/27332)?

Die tatsächlichen Ist-Ausgaben im Rahmen der Erstattung von Baunebenkosten 
an die Gaststreitkräfte für das Jahr 2020 werden erst Mitte dieses Jahres vor-
liegen.

 7. Wie verteilen sich die in den Jahren 2019 und 2020 angefallenen Vertei-
digungsfolgekosten und Kosten zur Durchführung von Baumaßnahmen 
für und durch in Deutschland stationierte Truppen der Vertragspartner 
des Aufenthaltsvertrages entsprechend der einzelnen Leistungen, soweit 
im Rahmen des internen Kassenwesens des Bundes eine getrennte Erfas-
sung erfolgt (bitte entsprechend der Jahre für die einzelnen Vertragspart-
nernationen auflisten) (vgl. Antwort zu Frage 23 auf Bundestagsdruck-
sache 19/12356)?

Verteidigungsfolgekosten:
Die Ausgaben bei den Verteidigungsfolgekosten der Jahre 2019 und 2020 kön-
nen der beigefügten Tabelle (Anlage 1) entnommen werden.

Kosten zur Durchführung von Baumaßnahmen:
Bei den in den Jahren 2019 und 2020 angefallenen Ausgaben handelt es sich 
um die Erstattung von Personal und Sachausgaben an die Länder für die Durch-
führung von Baumaßnahmen der Gaststreitkräfte. Bei den Ausgaben für das 
Jahr 2020 handelt es sich um die länderseitigen Prognosen, von denen die tat-
sächlich 2020 geleisteten Rückerstattungen durch die Gaststreitkräfte bereits in 
Abzug gebracht wurden. Die Ist-Ausgaben für 2020 werden voraussichtlich 
erst Mitte dieses Jahres vorliegen. Entsprechend dem Beitrag zu der oben zitier-
ten Schriftlichen Frage ist die Höhe der an die Länder geleisteten Kostenerstat-
tung nach Abzug von geleisteten Rückerstattungen durch die Gaststreitkräfte 
der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen:

Jahr US-Streitkräfte GB-Streitkräfte NLD-Streitkräfte Summe
Jahr

– in Euro –
2019  56.004.504   644.510  76.031  56.725.045
2020  49.597.429   926.307  62.152  50.585.888
Gesamt 105.601.933 1.570.817 138.183 107.310.933
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 8. Wie viele Grundstücke mit welcher Gesamtfläche sind derzeit den in 
Deutschland stationierten ausländischen Streitkräften der Vertragspart-
nernationen des Aufenthaltsvertrages zur Erfüllung ihrer „Verteidigungs-
pflichten“ zur ausschließlichen Nutzung überlassen (bitte entsprechend 
der Vertragspartnernationen auflisten)?

Insgesamt sind 807 Liegenschaften mit rund 59.700 ha überlassen, die sich wie 
folgt auf die Vertragspartner des Aufenthaltsvertrags aufteilen:

USA GBR FRA NLD BEL CAN
Anzahl von Liegenschaften    374    258 49 124 1 1
Fläche in ha (rund) 47.000 12.630 54  11 0,2 0,0

 9. Wie viele Wohnungen mit welcher Gesamtfläche sind derzeit den in 
Deutschland stationierten ausländischen Streitkräften der Vertragspart-
nernationen des Aufenthaltsvertrages zur Erfüllung ihrer „Verteidigungs-
pflichten“ zur ausschließlichen Nutzung überlassen (bitte entsprechend 
der Vertragspartnernationen auflisten)?

Mit Stand vom 1. Januar 2021 waren den Vertragspartnernationen insgesamt 
15.037 Wohnungen (WE) völkerrechtlich überlassen. Hiervon entfallen
13.853 WE auf die US-amerikanischen Streitkräfte, 700 WE auf die britischen 
Streitkräfte, 366 WE auf die französischen Streitkräfte, eine WE auf die kana-
dischen Streitkräfte und 117 WE auf die niederländischen Streitkräfte. Da diese 
Wohneinheiten den Streitkräften völkerrechtlich zur ausschließlichen Benut-
zung überlassen sind und von diesen auch auf eigene Kosten bewirtschaftet 
werden, verfügt die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben über keine belast-
baren Daten zu den Wohnflächen.

10. Welche Liegenschaften (Übungsplätze, Kasernen, Testgelände, Wohn-
areale, Schulen, Kindergartenstätten sowie Krankenhäuser etc.) werden 
welchen ausländischen Streitkräften mit Stand vom 1. Januar 2021 
dauerhaft zur Verfügung gestellt (bitte nach Entsendeland nach Truppen- 
bzw. Standortübungsplätzen, Kasernen, Depots, bundeseigenen Wohn-
liegenschaften sowie sonstigen Liegenschaften mit zivilen Bauten wie 
Schulen, Krankenhäuser, Sportanlagen unter Angabe des Bundeslandes, 
Landkreis und der Größe der Liegenschaften aufschlüsseln), und inwie-
weit gibt es diesbezüglich Änderungen gegenüber der Antwort zu 
Frage 21 auf Bundestagsdrucksache 19/12356)?

Der Liegenschaftsbestand der ausländischen Streitkräfte wird einmal jährlich 
zum 1. Januar erhoben. Am 1. Januar 2021 waren den ausländischen Streit-
kräften die in der beigefügten Tabelle (Anlage 2) aufgeführten Liegenschaften 
der angefragten Kategorien überlassen. Änderungen im Liegenschaftsbestand 
gegenüber der Antwort zu Frage 21 auf Bundestagsdrucksache 19/12356 durch 
die Freigaben sind in der Übersicht durch Streichungen der betroffenen Liegen-
schaften kenntlich gemacht.

11. In welcher Höhe fielen für die Bundesrepublik Deutschland Kosten für 
den Erwerb von Grundstücken zur Deckung des militärischen Bedarfs 
der in Deutschland stationierten ausländischen Streitkräfte in den Jahren 
2019 und 2020 an (bitte entsprechend getrennt für nach Jahren auf-
führen)?

Für die Beschaffung von Liegenschaften sind im Jahr 2019 rund 
155.700,00 Euro und im Jahr 2020 rund 345.000,00 Euro angefallen.
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12. In welcher Höhe wurden den in Deutschland stationierten ausländischen 
Streitkräften in den Jahren 2019 und 2020 Restwerte für die von ihnen 
finanzierten Investitionen erstattet (bitte getrennt nach Jahren auflisten)?

In den Jahren 2019 und 2020 wurden nachstehende Restwerte erstattet:
2019:
US-amerikanische Streitkräfte: 981.231,00 Euro

2020:
US-amerikanische Streitkräfte: 130.437,00 Euro
Britische Streitkräfte: 8.317.250,00 Euro

13. In welcher Höhe sind Sanierungskosten inklusive Erkundungen für 
öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nach Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) auf ehemals von den ausländischen Streitkräften genutzten 
Liegenschaften in den Jahren 2019 und 2020 angefallen (bitte getrennt 
nach Bundesländern unter Angabe des Ortes sowie der Bezeichnung der 
Liegenschaft auflisten)?

Für die Jahre 2019 und 2020 sind Sanierungskosten (inkl. Erkundung)
aus öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen nach Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) in Höhe von insgesamt rund 3,2 Mio. Euro angefallen. Einzel-
heiten sind der beigefügten Anlage 3 zu entnehmen.

14. Mit welchen Kosten rechnet die Bundesregierung bei Fortschreibung des 
Bauumsatzes im Zeitraum von 2021 bis 2030, und inwieweit ergeben 
sich nach Kenntnis der Bundesregierung Änderungen gegenüber ihrer 
Antwort zu Frage 6 auf Bundestagsdrucksache 19/12356?

Es liegen keine belastbaren Erkenntnisse vor, in welchem Umfang die in 
Deutschland stationierten NATO-Streitkräfte bis 2030 die Durchführung von 
Baumaßnahmen insgesamt beabsichtigen. Bei Fortschreibung des Bauumsatzes 
für den Zeitraum von 2021 bis 2030 wäre im Rahmen der Kostenerstattung von 
Baunebenkosten für die Gaststreitkräfte mit Kosten in Höhe von ca. 510 Mio. 
Euro in den nächsten zehn Jahren zu rechnen.

15. Welche konkreten Bauprojekte werden im Zusammenhang mit PESCO-
Projekten (PESCO = Permanent Structured Cooperation) der EU in 
Deutschland bereits geplant bzw. ausgeführt, und welche (geplanten) 
Kosten sind für diese Projekte bis jetzt ausgewiesen?

Es sind keine im Zusammenhang mit PESCO geplanten oder in Durchführung 
befindlichen Bauprojekte bekannt.
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16. Für wie viele militärische Übungen außerhalb der ihnen zur ausschließ-
lichen Benutzung überlassenen Liegenschaften haben Stationierungs-
streitkräfte in den Jahren 2019 und 2020 um Zustimmung gebeten (bitte 
entsprechend der Jahre nach Vertragspartnernation unter Angabe des 
Bundeslandes, Landkreis, Truppenstärke und Dauer der Übung auflis-
ten)?

Für die Jahre 2019 und 2020 wurden 149 bzw. 117 Anmeldungen zu Truppen-
übungen im Sinne der Fragestellung vorgelegt. Auf die Anlage 4 wird ver-
wiesen.
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